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Text 

§ 70. Prüfung des Vorhabens. 

(1) Die zur Erteilung der Zivilflugplatz-Bewilligung zuständige Behörde (§ 68) hat nach Einlangen 
des Antrages gemäß § 69 vorerst zu prüfen, ob die in Aussicht genommene Land- oder Wasserfläche im 
Hinblick auf ihre Größe und Beschaffenheit sowie auf die Beschaffenheit ihrer Umgebung für den 
geplanten Zweck geeignet ist. Ergibt diese Prüfung, daß dies nicht der Fall ist, so ist der Antrag 
abzuweisen. Andernfalls ist der Antragsteller aufzufordern, in sechsfacher Ausfertigung vorzulegen: 

 a) Grundbuchsauszüge und Katasterpläne sämtlicher in den Zivilflugplatz einzubeziehenden 
Liegenschaften, und 

 b) Katasterpläne und die schriftliche Angabe der Grundbuchseinlagezahlen und der Eigentümer 
aller Liegenschaften, die von Beschränkungen im Sinne des § 69 Abs. 1 lit. d bis f betroffen 
werden. 

(2) Handelt es sich um die Errichtung eines Flughafens, so hat der Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr zunächst hinsichtlich der in Aussicht genommenen Lage des geplanten 
Flughafens mit den Bundesministerien für Landesverteidigung, für Handel und Wiederaufbau und für 
Land- und Forstwirtschaft das Einvernehmen herzustellen. Sodann ist den vom Vorhaben berührten 
Ländern und Gemeinden sowie der örtlich zuständigen Landwirtschaftskammer Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Anschließend ist die Stellungnahme der Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft, des Österreichischen Arbeiterkammertages sowie der Unternehmer bereits bewilligter 
Flughäfen einzuholen. 
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(3) Wenn es sich um die Errichtung eines Flugfeldes handelt, hat die Bezirksverwaltungsbehörde 
den zuständigen Gemeinden und der Landwirtschaftskammer Gelegenheit zu geben, zu dem Vorhaben 
Stellung zu nehmen und die Stellungnahme des Bundesministers für Landesverteidigung einzuholen. Eine 
Zivilflugplatz-Bewilligung für ein Flugfeld darf nur erteilt werden, wenn der Bundesminister für 
Landesverteidigung eine zustimmende Stellungnahme abgegeben hat. Der Bundesminister für 
Landesverteidigung kann die Zustimmung verweigern, wenn zwingende Interessen der 
Landesverteidigung dies erfordern. Die Erteilung einer solchen Bewilligung ohne vorherige Einholung 
der Stellungnahme des Bundesministers für Landesverteidigung oder entgegen einer solchen 
Stellungnahme leidet an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler. 

(4) Vor Erlassung des Bescheides über die Zivilflugplatz-Bewilligung ist in allen Fällen eine 
mündliche Verhandlung durchzuführen. Ist eine Sicherheitszone (§ 86) vorgesehen, so ist die 
Anberaumung der mündlichen Verhandlung unbeschadet der Bestimmungen des § 41 des AVG. 1950 in 
jedem Falle durch Anschlag in den Gemeinden, die ganz oder teilweise im Bereich der geplanten 
Sicherheitszone liegen, kundzumachen. Erweist sich nach der mündlichen Verhandlung eine Erweiterung 
der vorgesehenen Sicherheitszone als erforderlich, so ist eine neue mündliche Verhandlung 
durchzuführen. 
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